
Das nenne ich arrogant.

(Beifall bei der PDS und beim Bündnis 90/Grüne)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich rufe als nächsten Redner von der Fraktion DBD/DFD 
Herrn Dr. Lutz Goepel auf.

Dr. Goepel für die Fraktion DBD/DFD:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Abgeordnete! 
Dieses Parlament steht vor der bisher bedeutsamsten Entschei­
dung in seiner kurzen Legislaturperiode. Es hat darüber zu be­
finden, ob die Einführung der Währungs-, Wirtschafts- und So­
zialunion zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik in unserem Lande Geset­
zeskraft erhält.

Der seit einigen Wochen vorliegende Entwurf des Staatsver­
trages regelt den Übergang zur Marktwirtschaft in der DDR, 
einer Wirtschaftsform, die besonders in der Bundesrepublik 
Deutschland ihre Effizienz seit Jahrzehnten nachdrücklich un­
ter Beweis gestellt hat. Sie ist die einzige Alternative zu den al­
ten, überlebten Machtstrukturen in der DDR, zu der von oben 
verordneten Plan- und Kommandowirtschaft, die nach dem er­
klärten Willen des Volkes für immer der Vergangenheit angehö­
ren muß.

(Beifall bei DBD/DFD und CDU/DA)

Dieser Vertrag garantiert die Einführung der D-Mark ab 1. Juli 
dieses Jahres, einer Währung, die zu den stabilsten der Welt ge­
hört und an die unsere Bürger hohe Erwartungen knüpfen. 
Letztlich schafft dieser Vertrag grundlegende Voraussetzungen 
für die weitere Annäherung beider deutscher Staaten und die 
staatliche Vereinigung in absehbarer Zeit. Es sei hier noch ein­
mal klar betont: Wir sind für die Vereinigung beider deutscher 
Staaten. Wir werden auch, sollte es keine gesamtdeutsche Ver­
fassung und keinen Volksentscheid geben - und vieles deutet be­
kanntlich darauf hin -, den Weg des Übergangs nach Artikel 23 
mit tragen.

(Beifall vor allem bei DBD/DFD, CDU/DA,
DSU und Liberalen)

Dieser Weg dorthin muß aber vernünftig, d. h. im richtigen 
Schrittmaß gegangen werden. Zu berücksichtigen sind im be­
rechtigten Interesse der Siegermächte des 2. Weltkrieges und 
anderer europäischer Nachbarn die Ergebnisse der 2 + 4-Ver- 

_, 'Handlungen.

Wir unterstützen ebenso die Vorstellungen des Ministerpräsi­
denten, daß zu den Rahmenbedingungen die Schaffung der Län­
derstrukturen sowie die Aushandlung eines zweiten Staatsver­
trages gehören. Dieser Vertrag soll weitere, noch offene Eigen­
tums- und andere rechtliche Fragen regeln.

Das Volk der DDR hat sich in großer Übereinstimmung für je­
nen Weg entschieden, der mit dem Staatsvertrag vorgezeichnet 
ist. Es gibt aber Dinge, die die Diskussion um diesen Staatsver­
trag begleiten.

Wir gehen einer Zukunft entgegen, die für viele Menschen 
noch ungewiß und zu wenig durchschaubar ist. Neues stürmt 
täglich auf sie ein, und nicht jeder wird sich gleich zurechtfin­
den. Die Sorge vieler Bürger um den Arbeitsplatz dominiert ge­
rade in den Tagen vor der Währungsumstellung.

Aber es ist die Last der 40jährigen Vergangenheit zu bewälti­
gen, und es hat in der Tat keinen Sinn, Dingen nachzulaufen 
oder nachzutrauern, die ihre Bewährungsprobe nicht bestanden 
und unserem Volk nur geschadet haben.

(Beifall vor allem bei DBD/DFD, CDU/DA,
DSU und Liberalen)

Und, meine Damen und Herren, man kann es auch anders sa­
gen: Der Sozialismus ist sicherlich eine ausgesprochen feine Sa­
che, nur schade, daß er 40 Jahre an uns ausprobiert wurde.

(Heiterkeit und Beifall vorwiegend bei DBD/DFD, 
CDU/DA, DSU und Liberalen)

Unseren Menschen zu dienen heißt besonders heut und in die­
sen Tagen die Last dieser unseligen Vergangenheit zu überwin­
den, nicht zu resignieren, sondern vor allem den Blick nach vorn 
zu richten.

Sicher ist das für solche Bürger nicht einfach, die in diesen Ta­
gen beispielsweise ihre Lohnstreifen bekommen, aber mit dem 
Gehalt auf später vertröstet werden, oder die in den Kaufhallen 
z. Z. nicht mehr die primitivsten Dinge des Lebens vorfinden. 
Dennoch, bei allem Für und Wider macht der Staatsvertrag eines 
besonders deutlich: Er kennzeichnet den Weg in eine Zukunft, 
und er trägt die Hoffnung vieler Menschen.

Das ist der zwingende Grund für die Fraktion der Demokrati­
schen Bauernpartei Deutschlands und des Demokratischen 
Frauenbundes Deutschlands, diesem Staatsvertrag zwischen 
der Deutschen Demokratischen Republik und der Bundesrepu­
blik Deutschland ihre Zustimmung zu geben.

(Bravo-Rufe und Beifall vorwiegend bei DBD/DFD, 
CDU/DA, DSU und Liberalen)

Wir alle, meine Damen und Herren, haben in den zurücklie­
genden Wochen intensiv daran gearbeitet, den gesamten recht­
lichen, wirtschaftlichen und sozialen Rahmen für die Einfüh­
rung des Staatsvertrages zu schaffen. Dieses Gesetzeswerk ent­
stand unter erheblichem Zeitdruck, und wohl keiner vermag, 
mit ruhigem Gewissen zu sagen, daß er dieses umfassende 
Werk mit seinen vielen Artikeln und Regelungen wirklich über­
sieht.

Deshalb muß zu den gegebenen Bedingungen und auch in ei­
nem längeren Zeitraum die Möglichkeit der Ergänzung, der 
Nachbesserung und Korrektur über die Parlamente und Regie­
rungen erhalten bleiben.

(Zurufe: Sehr richtig).

In der ersten Lesung des Gesetzes über den Staatsvertrag ist 
von unserer Fraktion angemahnt worden, daß im vorliegenden 
Vertragstext Aussagen zu den Problemen der Agrar- und Ernäh­
rungswirtschaft sowie zu Eigentumsfragen knapp bemessen 
und nicht exakt genug sind. Wir begrüßen die gemeinsame Er­
klärung der Regierungen der DDR und BRD zur Regelung der 
offenen Vermögensfragen vom 15. Juni 1990.

Wichtigen Anliegen und Vorschlägen auch unserer Fraktion 
wird in diesem Dokument Rechnung getragen. Der genannte 
Gesetzentwurf berücksichtigt die von uns geforderte Chancen­
gleichheit der Eigentums- und Unternehmensform, insbesonde­
re auch die von einzelbäuerlichen Wirtschaften.

Die im Staatsvertrag gegebenen detaillierten Hinweise müs­
sen in den zu erlassenen Anordnungen und weiteren gesetzli­
chen Regelungen unbedingt Berücksichtigung finden.

Erstens halten wir nach wie vor die im Agrarhaushalt zum 
Staatsvertrag BRD-DDR vorgesehenen Unterstützungs- und 
Förderungsmittel, die nach dem uns bekannten aktuellen Stand 
7,1 Mrd. DM im Zeitraum 1990 bis 1991 betragen sollen, davon le­
diglich 2,6 Mrd. im 2. Halbjahr 1990, als unzureichend, um die 
Prozesse der Anpassung der Landwirtschaft an die Marktwirt­
schaft sozial verträglich zu gestalten. Wir möchten nicht, daß die 
in der Landwirtschaft tätigen Bauern und Arbeiter an den Rand 
der Gesellschaft gedrängt werden.

Zweitens fordern wir von der Regierung, gemeinsam mit den 
zuständigen Vertretern der Bundesrepublik Deutschland geeig­
nete Anpassungsregeln, z. B. im Steuerrecht, zu erarbeiten, um 
Chancengleichheit unserer Landwirtschaftsbetriebe gegenüber 
den BRD-Betrieben zu gewährleisten.
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